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Anti-Terror-Gesetz 

Der ugandische Präsident Museveni sicherte der von den USA angeführten internationalen „Anti-Terrorismus“-Koalition die volle Unterstützung Ugandas zu. Ein im März 2002 verabschiedetes Gesetz zur Bekämpfung des Terrorismus öffnet allerdings der Willkür alle Tore. Als mutmaßliche „Terroristen“ verdächtigte Personen werden häufig ohne Gerichtsverfahren in überfüllten Gefängnissen längere Zeit festgehalten. Den Strafverfolgungsbehörden ist es erlaubt, Telefone abzuhören und Bankkonten einzusehen. Im Falle einer nachgewiesenen „terroristischen Betätigung“ kann laut Gesetz die Todesstrafe verhängt werden. 

Auch die Arbeit der Medien ist durch das Anti-Terror-Gesetz beeinträchtigt. Journalisten, die der Ermutigung zu „terroristischen“ Handlungen bezichtigt werden, drohen harte Strafen von bis zu zehn Jahren Haft. 
Kritiker der Vorgehensweise der Regierung gegen bewaffnete Oppositionsgruppen – die nach dem neuen Gesetz als „terroristische Vereinigungen“ gelten – können selbst als „Terroristen“ verdächtigt werden. 

Menschenrechtsverletzungen durch ugandische Regierungssoldaten 

Im Norden Ugandas herrscht seit 20 Jahren Bürgerkrieg zwischen der ugandischen Armee und der Rebellengruppe Lord’s Resistance Army (LRA), die Rebellen der «Widerstandarmee des Herrn», die mit ihrer Kinderarmee wüten.

Die LRA strebt den Sturz des seit 1986 amtierenden Präsidenten Museveni an und will eine Regierung auf der Grundlage ihrer fanatischen Auslegung des Christentums bilden.  Weil beide Seiten die Kontrolle über die Bevölkerung anstreben, geraten Zivilisten immer öfter zwischen die Fronten. 800.000 Menschen wurden seit 1996 aus den Distrikten Gulu und Kitgum vertrieben; dies sind allein in Gulu rund 80 Prozent der Bevölkerung. Das Ausmaß der von der LRA begangenen Gräuel an der Bevölkerung hat lange Zeit den Blick auf die Menschenrechtsverletzungen durch die Regierungsseite verstellt.

Seit Beginn ihres Aufstands wurden Schätzungen zufolge mindestens 100 000 Menschen getötet. Fast zwei Millionen Menschen flohen vor der Gewalt. Die LRA ist für ihre Verbrechen an Zivilisten und die Entführung von Kindern berüchtigt, die als Soldaten oder als Sexsklaven missbraucht werden. 
Die Armee richtete zahlreiche so genannte "Schutzdörfer" ein. Dabei handelt es sich um riesige Lager für die in der Region Vertriebenen. Die Bevölkerung wird von Regierungssoldaten häufig gegen ihren Willen zum Verlassen ihrer Dörfer gezwungen, indem diese die Siedlungen willkürlich unter Beschuss nehmen. In den Lagern gibt es meist kein sauberes Wasser und keine sanitären Anlagen; die Versorgung mit Nahrungsmitteln ist ebenfalls unzureichend. 

Die Folgen der Errichtung dieser Lager sind umstritten: So dehnte die LRA auf der Suche nach Nahrungsmitteln ihre Aktivität auch auf die Nachbarbezirke von Gulu und Kitgum aus. Gleichzeitig sind die Menschen in den "Schutzdörfern" weder vor Übergriffen der bewaffneten Opposition noch vor der Willkür der ugandischen Soldaten sicher. 

Durch Gewalt im Norden Ugandas kommen laut einer Bürgerrechtsgruppe dreimal so viele Menschen ums Leben wie im Irak. Von den schätzungsweise fünf Millionen Einwohnern der Region kämen jede Woche durchschnittlich 146 gewaltsam um, heißt es in der am Donnerstag veröffentlichten Studie der so genannten Zivilgesellschaftlichen Organisationen für Frieden in Nord-Uganda. Das entspreche einer täglichen Quote von 0,17 pro 10.000 Personen. Im Irak betrage diese Quote 0,052 pro 10.000 Menschen.
